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Gebt den Bürgern eine hörbarere Stimme in der EZ 

Bonn, 12.11.2018. Mitte Oktober verbreitete Reuters 

die Nachricht über eine geplante Gesetzesänderung in 

Tansania, die das infrage stellen öffentlicher Statistiken 

unter Strafe stellt. Nach der Unterzeichnung durch 
Präsident John Magufuli droht jeder Person, die öffent-

lich Statistiken kritisch hinterfragt, eine Strafe von 

umgerechnet 3780 Euro – schlimmstenfalls sogar drei 

Jahre Gefängnis. Die Weltbank sowie zahlreiche Nicht-
regierungsorganisationen (NROs)zeigten sich darüber 

tief besorgt. 

Statistische Daten sind eine wichtige Basis für Evidenz. 
Breit verstanden ist Evidenz auf Fakten gestütztes 

Wissen, wie etwa Hinweise zu Problemlösungen und 

ihre Relevanz: die Einsicht, was in welchem Kontext 

(nicht) funktioniert. Häufig sind damit wissenschaftli-
che Erkenntnisse gemeint, die auf Grundlage verschie-

dener Methoden generiert wurden. In der entwick-

lungspolitischen Praxis spielen auch Daten und Infor-
mationen, die von Durchführungsorganisationen wie 

der GIZ gesammelt werden, eine wichtige Rolle. Seit 

Jahren steht die Entwicklungszusammenarbeit unter 
einem hohen Rechtfertigungsdruck. Deshalb wird Evi-

denz dazu genutzt, um über Projekte laufend zu be-

richten und Rechenschaft abzugeben. Evidenz wird 

auch verwendet, um bestehende Vorhaben anzupassen 
oder neue Interventionen zu konzipieren. Um die Ver-

lässlichkeit verfügbarer Evidenz zu beurteilen muss ihre 

Qualität bekannt sein. 

Ob und wie Ergebnisse generiert werden, hängt davon 

ab, wie die Fragen gestellt und welche Methoden ein-

gesetzt werden sowie ob die entsprechenden Indikato-

ren auch messen, was sie sollen. Die Regierungen von 
Geber- und Partnerländern, aber auch Durchführungs-

organisationen können dabei einen anderen Blick auf 

Interventionen haben, als die Zivilgesellschaft, die 
Nutznießer von Entwicklungsmaßnahmen sein sollte. 

Gerade deshalb ist es zentral, auch die Wahrnehmung 

der Bürgerinnen und Bürgern bei der Politikgestaltung 

zu berücksichtigen. Partizipative Ansätze betonen die 
sogenannte Bürger-Evidenz (citizen evidence) als wei-

tere zentrale Informationsquelle. Ein jeder sammelt 

direkte Eindrücke und Erfahrungen im täglichen Leben: 
Im lokalen Kontext etwa darüber, was der Staat leistet, 

wer davon profitiert und wer ausgegrenzt wird. Das 

damit verbundene Wissen kann im Rahmen demokra-

tischer Prozesse durch Wahlen ausgedrückt werden. 
Dorfversammlungen können genutzt werden, um die 

Belangen der Zivilgesellschaft zu erfassen. Auch über 

NROs kann Bürger-Evidenz vermittelt werden. 

Für die Generierung von Bürger-Evidenz ist es wichtig, 

alle potentiell Betroffenen mit einzubinden. Insbeson-

dere marginalisierte Gruppen, die etwa aufgrund ihres 
Geschlechts, ihres Alters, oder der geographischen Lage 

von Leistungen ausgeschlossen sind, müssen beson-

ders identifiziert und adressiert werden, damit ihre 

Stimme gehört wird. Damit kann kritisch überprüft 
werden, ob die richtigen Maßnahmen geplant werden 

(wie etwa Straßen), Projekte so ausgestaltet werden, 

dass sie gerade diese Personengruppen erreichen (Sozi-

altransfers), und wo Verbesserungsbedarf besteht. Die 
Einbeziehung von Bürger-Evidenz muss deshalb der 

Grundbaustein für Strategien sein, die auf „Leave no 

one behind“ abzielen. Alle einzubinden ist ein sehr 
ambitioniertes Ziel der Entwicklungspolitik, das nur 

erreicht werden kann, wenn wir wissen, wer aus den 

bestehenden Rastern fällt und welche Bedürfnisse 
gerade diese Menschen haben. 

Die Bürgerbeteiligung kann etwa mit Blick auf die 

Wahrnehmung von Korruption als auch zur Wirkung 

staatlicher Ausgabenprogramme erfolgen. Damit kann 
Bürger-Evidenz ein aktiver Beitrag gegen Fake News 

sein. So richtete Amnesty International die Online-

Plattform Citizen Evidence Lab als Plattform ein, um 
mögliche Fälschungen von YouTube Filmmaterial 

aufzuspüren. 

Allerdings darf Bürger-Evidenz nicht mit der Meinung 

Einzelner verwechselt werden. Meldungen aus der 
Zivilgesellschaft bieten offene Tore für Missbrauch. So 

gibt es seit einigen Jahren zum Beispiel in Uganda 

Smartphone-Apps mit denen wahrgenommene Kor-
ruption gemeldet werden kann. Damit können aber 

auch bestimmte Personen grundlos angeschwärzt 

werden. Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, geeig-

nete Instrumente zu finden und weiterzuentwickeln, so 
dass Bürger-Evidenz mit hoher Qualität verfügbar ist, 

die bei Entscheidungen eingesetzt werden kann. Sie 

muss dafür genutzt werden, das offizielle Berichtswe-
sen kritisch zu reflektieren. 

Die Bedeutung der Bürger-Evidenz wird bezüglich 

einzelner Fragestellungen und vor allem im globalen 

Süden, wie zum Beispiel bei der Konferenz Evidence 
2018 des Africa Evidence Networks im September 

2018 in Pretoria, intensiv diskutiert. Die meisten Geber 
messen ihr jedoch noch zu wenig Bedeutung bei. Es 

genügt nicht, auf bestehende Methoden der Evi-

denzerzeugung, die „Ownership“ in Partnerländer, die 
Einbeziehung der dortigen Kooperationspartner/innen, 

wie auch die Beteiligung von Nichtregierungsorganisa-

tionen, zu verweisen. Bürger-Evidenz muss in ange-

messener Weise in die Prozesse der Entwicklungszu-
sammenarbeit integriert werden. Denn sie ist ein ent-

scheidender Hebel zur Verbesserung ihrer Wirksamkeit. 

Deshalb müssen alle beteiligten Akteure verpflichtet 
werden, Formen und Möglichkeiten zu suchen, um die 

Bedürfnisse der Zivilgesellschaft angemessen abzubil-

den. Nur so kann Leave no one behind erreicht werden. 
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